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Mischgebiet

Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

maximale Gebäudehöhe über Normalhöhennull

maximale Firsthöhe über Normalhöhennull

maximale Traufhöhe über Normalhöhennull

Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

Satteldach/ Flachdach

Baugrenze/ überbaubare Grundstücksfläche

Flächen für Nebenanlagen und Stellplätze 

Fläche für Stellplätze

Fläche für Tiefgaragen einschließlich Zufahrten

Grünflächen / Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen sowie Erhalt

Private Grünfläche

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen 
von Bäumen und Sträuchern gemäß textli-
cher Festsetzung unter I 5.2

Flächen mit Geh- Fahr- und Leitungsrechten
Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu 
Gunsten der anliegenden Grundstücke und 
Garagenzufahrten zu belastende Flächen

Kennzeichnungen, Nachrichtliche Übernahmen, 
und Sonstige Planzeichen

rechter Winkel
bestehende Geländehöhe nach dem DGM 1x1 
in Metern über Normalhöhennull (NHN)

Flurstückgrenze

Flurstücknummer

Flurgrenze
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes

Planungsrechtliche Festsetzungen
Die Rechtsgrundlagen dieses Planes und seines Verfahrens sind:
1.	 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  

3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

2.	 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-
verordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).

3.	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 
des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90) vom 18. De-
zember 1990 (BGBl. 1991 I S.58) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

4.	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-
setz - BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08. 
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240). 

5.	 Gesetz zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutz-
gesetz – LNatSchG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
Juli 2000 (GV.NW. S. 568), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01. Februar 
2022 (GV. NRW. S 139).

6.	 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung 
(BauO NRW 2018) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 
2018 (GV.NRW S. 421) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
14. September 2021 (GV. NRW. S. 1086).

7.	 Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG -) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1470).

8.	 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom  
14. Juli 1994 (CV. NRW. S.666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) und daraus folgende Satzungen.

Alle nachfolgend angegebenen Gesetzesstellen entsprechen dem obigen Rechts-
stand.

Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung sowie den textlichen Festset-
zungen und einer Begründung.

1.	 Art der baulichen Nutzung
1.1	 zulässige Nutzungen im Mischgebiet - MI	  

Gemäß § 1 (5) BauNVO wird festgesetzt, dass die allgemein zulässigen 
Nutzungsarten nach § 6 (2) BauNVO Nr.

	   3. Einzelhandelsbetriebe 
  6. Gartenbaubetriebe, 
  7. Sonstige Gewerbebetriebe und 
  8. Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO

	 nicht zulässig sind.

1.2	 Ausnahmsweise zulässige Nutzungen im Mischgebiet - MI	  
Gemäß § 1 (6) BauNVO sind Vergnügungsstätten nach § 4a (3) Nr. 2 nicht 
Bestandteil dieses Bebauungsplans.

2.	 Maß der baulichen Nutzung in den Baugebieten
2.1	 Grundflächenzahl (GRZ)	  

Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) darf gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 
BauNVO durch Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, durch Ne-
benanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie durch bauliche Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, bis zu einer GRZ von 0,7 überschritten werden.

2.2	 Gebäudehöhe	  
Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen ist durch Eintrag in der 
Planzeichnung in Meter über Normalhöhennull festgesetzt. Die maximal 
zulässige Gebäudehöhe bezieht sich auf den höchsten Punkt der Attika 
der Gebäude mit Flachdach. Bei Gebäuden mit Satteldach bezieht sich 
die Firsthöhe auf den höchsten Punkt des auf den Dachfirst; die Traufhöhe 
auf den höchsten Punkt der gedachten Schnittlinie der Außenwand mit der 
harten Bedachung.

	 Die maximale Gebäudehöhe GH darf durch technische Aufbauten, Tech-
nikzentralen, Fahrstuhlüberfahrten, Treppenhäuser, Lichtkuppeln sowie 
Anlagen für regenerative Energien um maximal 2,0 m überschritten wer-
den. Dachaufbauten müssen mindestens um das Maß der Überschreitung 
von der obersten Gebäudeaußenwand zurücktreten.

3	 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
	 Gemäß § 23 (3) Satz 2 BauNVO wird festgesetzt, dass Balkone, Terrassen 

und Eingangsüberdachungen die in der Planzeichnung festgesetzten Bau-
grenzen um bis zu 3,0 m überschreiten dürfen.

4	 Stellplätze und Garagen, Tiefgaragen
4.1	 Gemäß § 12 (6) BauNVO i.V.m § 9 (1) Nr. 4 BauGB wird festgesetzt, dass 

Stellplätze, Carports und Garagen nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig sind sowie

-	 Stellplätze und Carports innerhalb der Umgrenzung von Flächen für 
Stellplätze und

-	 Tiefgaragen innerhalb der Umgrenzung von Flächen für Tiefgaragen.

5.	 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

5.1	 Die nicht von zulässigen Nebenanlagen überdeckten Teile der Grundstü-
cke sind mit standortgerechten Gehölzen, Stauden oder Gräsern bzw. Ra-
sen anzulegen. Die Verwendung von Folien, mineralischem Mulch sowie 
von Kies und Schotter unter den Pflanzungen ist unzulässig.

5.2	 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
Die in der Planzeichnung als „Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen“ festgesetzten Bereiche sind als frei-
wachsende oder Schnitthecke mit Gehölzen gemäß der Pflanzenliste 1 
unter Nr. 5.5 dieser textlichen Festsetzungen zu bepflanzen. Der Pflanzab-
stand beträgt bei freiwachsenden Hecken 1,50 m, bei Schnitthecken sind 
3 Pflanzen pro m² zu pflanzen.

5.3	 Die Flachdächer der Nebengebäude sowie die Dächer der Garagen und 
Carports sind mindestens einfach intensiv zu begrünen.

5.4	 Abdeckung von Tiefgaragen	  
Tiefgaragen sind, sofern sie nicht überbaut werden, mit mindestens 0,5 m 
Substrat abzudecken und gärtnerisch zu gestalten.

5.5	 Pflanzenliste 1
	 Schnitthecken:
	 Baumarten (Heckenpflanze, 2 x verpflanzt, mit Ballen, geschnitten)
	 Feldahorn (Acer campestre),		       Hainbuche (Carpinus betulus)

	 Straucharten (Mindestpflanzqualität: verpflanzte Sträucher, 3-4 Triebe, 
o.B., 60-100 cm, Pflanzabstand 1,50 m x 1,50 m)

	 Gewöhnlicher Liguster (Ligustrum vulgare)

	 Freiwachsende Hecken, siehe vorstehende Arten sowie folgende Arten:
	 Straucharten (Mindestpflanzqualität: verpflanzte Sträucher, 3-4 Triebe, 

o.B., 60-100 cm, Pflanzabstand 1,50 m x 1,50 m)

	 Gewöhnlicher Liguster (Ligustrum vulgare),	      Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Ein-
griffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna) 	      Gemeine Hasel (Corylus avellana), 
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus),   	      Hunds-Rose (Rosa canina),

6. 	 Maßnahmen zur Erzeugung von Strom, Wärme oder 
Kälte aus erneuerbaren Energien

	 Bei der Errichtung der Hauptanlagen sind Dachlasten bei der Berechnung 
der Tragwerke so zu bemessen, dass photovoltaische Anlagen und solart-
hermische Anlagen auf mindestens 50 % der Dachfläche ohne Änderung 
des Tragwerks aufgebracht werden können. Zum Anschluss von photo-
voltaischen und solarthermischen Anlagen an das Leitungsnetz ist ein 
Leitungsweg von der Dachfläche bis in den Hausanschlussraum baulich 
vorzurüsten.

Hinweise
1.	 Artenschutz
	 Um Tötungs- und Verletzungstatbestände gemäß § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG 

im Zuge der Baufeldfreimachung und der Beseitigung von Gehölzen zu 
vermeiden, sind diese außerhalb der Vogelbrutzeit (01.03. bis 30.09. eines 
Jahres) durchzuführen. Abweichungen hiervon sind nur zulässig, wenn 
vorab gutachterlich nachgewiesen wird, dass sich in den beanspruchten 
Strukturen bzw. auf den beanspruchten Flächen keine Vorkommen von 
Fledermäusen bzw. Vögeln befinden.

2.	 Bodendenkmalpflege:
	 Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde oder Befunde ist die Gemein-

de als Untere Denkmalbehörde oder das LVR - Amt für Bodendenkmal-
pflege, Außenstelle Overath, Eichtal 1 in 51491 Overath unverzüglich zu 
informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu 
erhalten. Die Weisung des LVR - Amtes für Bodendenkmalpflege für den 
Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. Dem LVR ist durch den Bauherren 
die Gelegenheit einzuräumen, während der Baureifmachung der Grund-
stücksflächen die Erdarbeiten vor Ort fachlich zu begleiten.

3.	 Erdbebenzone
	 Gemäß der Karte der Erdbebenzone und geologischen Untergrundklas-

sen der Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Nordrhein - Westfalen 
(Juni 2006), Karte zu DIN 4149, befindet sich das Plangebiet in der Erd-
bebenzone 1/T. In der genannten DIN 4149 sind die entsprechenden bau-
technischen Maßnahmen aufgeführt.

4.	 Kampfmittel
	 Sofern Kampfmittel gefunden werden, sind die Arbeiten sofort einzustellen 

und die zuständige Ordnungsbehörde oder eine Polizeidienststelle unver-
züglich zu verständigen. 

	 Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird zusätzlich sei-
tens des Kampfmittelbeseitigungsdienstes eine Sicherheitsdetektion emp-
fohlen.

5.	 Mutterboden
	 Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist der Oberboden (Mut-

terboden) bei Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen in nutzba-
rem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordring-
lich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später 
wieder einzubauen.

6.	 Abfallwirtschaft
	 Der Wiedereinbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender 

wasserrechtlicher Erlaubnis durch das Amt für Umwelt und Naturschutz 
zulässig. Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke anfallendes 
bauschutthaltiges oder organoleptisch auffälliges Bodenmaterial (z. B. aus 
Bodenauffüllungen) ist ordnungsgemäß zu entsorgen. Die Entsorgungs-
wege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein- 
Sieg-Kreis - Sachgebiet „Gewerbliche Abfallwirtschaft“ - anzuzeigen. Dazu 
ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaub-
nis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen.

7.	 Überflutung
	 Das Plangebiet ist insgesamt nur geringfügig nach Nordwesten geneigt 

und ohne ausgeprägte Zu- und Abflusswege. Bei der Überflutungsbetrach-
tung sind Tiefgaragen, Lichtschächte und andere Öffnungen unterhalb der 
Geländeebene durch Einstau bei extremen Rgenereignissen gefährdet.

	 Weitere Informationen sind unter dem Thema „Hochwasserschutz“ auf der 
Homepage der Gemeinde Alfter unter www.alfter.de abrufbar.

8.	 Wasserschutzgebiet
	 Das Plangebiet liegt innerhalb der Schutzzone IIIB des Trinkwasserschutz-

gebietes Urfeld. Die Auflagen des § 3 der Schutzgebietsverordnung insbe-
sondere zur Versickerung vonNiederschlagswasser sind zu beachten.

9.	 Vorbeugender Brandschutz
	 Da die Gemeinde Alfter nicht über ein Hubrettungsfahrzeug verfügt, ist 

bei Pflegeeinrichtungen mit einer Brüstungshöhe über 8,0 m ein zweiter 
baulicher Rettungsweg vorzusehen.
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Plangrundlage

Die Darstellung stimmt mit dem amtlichen Katasternachweis vom ___.___._____  
überein.

___________, den ___.__.____

				     Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Planzeichnung
Es wird bescheinigt, dass die Festlegung der städtebaulichen Planung geometrisch 
eindeutig ist.

___________, den ___.__.____	

				     Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Verfahrensvermerke
Aufstellung
Der Ausschusses für Gemeindeentwicklung der Gemeinde Alfter hat in seiner Sit-
zung am __.__.2023 gemäß § 2 (1) (BauGB) i.V.m. § 13a BauGB beschlossen, 
den Bebauungsplan Nr. 96  „Weberstraße Ost - Innenentwicklung“ aufzustellen“.

Dieser Beschluss wurde am __.__._____ ortsüblich bekannt gemacht.

Alfter, den ___.___._____

Der Bürgermeister

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB wurde aufgrund des Be-
schlusses des Ausschusses für Gemeindeentwicklung der Gemeinde Alfter vom 	
___.___._____ am ___.___._____ ortsüblich bekannt gemacht.

Die Unterrichtung der Öffentlichkeit fand im Rahmen eines Aushanges in der Zeit 
vom ___.___._____ bis einschließlich __.__._____ statt. 

Bis zum (einschließlich) ___.___._____ konnten Einwendungen/ Stellungnahmen 
bei der Gemeinde Alfter eingereicht werden.

Alfter, den ___.___._____

Der Bürgermeister

Beteiligung der Behörden
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 (1) BauGB wurde auf Grund des Beschlusses des Ausschusses für Gemein-
deentwicklung der Gemeinde Alfter vom ___.___.____ mit Benachrichtigung vom 
___.___.____ unter Fristsetzung bis zum (einschließlich) ___.___.____ durchgeführt.

Alfter, den ___.___._____

Der Bürgermeister

Beschluss zur Veröffentlichung im Internet
Der Veröffentlichungsentwurf zu diesem Plan wurde am __.__.____ durch den 
Ausschuss für Gemeindeentwicklung der Gemeinde Alfter zur Veröffentlichung im 
Internet beschlossen.

Alfter, den ___.___._____

Der Bürgermeister

Veröffentlichung im Internet
Der Veröffentlichungsentwurf zu diesem Plan und seine Begründung wur-
den gemäß § 3 (2) BauGB für die Dauer eines Monats, mindestens je-
doch für die Dauer von 30 Tagen in der Zeit vom ___.___._____ bis 
zum (einschließlich) 	 ___.___._____ im Internet veröffentlicht und 
zusätzlich im Rathaus der Gemeinde Alfter zugänglich gemacht.	  
Ort und Dauer der Veröffentlichung wurden am ___.___._____ und __.__._____ 
ortsüblich bekannt gemacht.

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 (2) BauGB wurde aufgrund des Beschlusses des Ausschusses für Gemein-
deentwicklung der Gemeinde Alfter vom ___.___._____ mit Benachrichtigung am 
___.___._____ unter Fristsetzung bis zum (einschließlich) 	 ___.___._____ 
durchgeführt.

Alfter, den ___.___._____

Der Bürgermeister

Beschluss zur erneuten Veröffentlichung im Internet
Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung der Gemeinde Alfter hat nach der Ver-
öffentlichung im Internet am ___.___._____ beschlossen, den Entwurf des Be-
bauungsplanes zu ändern oder zu ergänzen. Gemäß § 4a (3) BauGB hat der 
Ausschuss für Gemeindeentwicklung der Gemeinde Alfter beschlossen,

a)	den geänderten Plan nicht erneut zu veröffentlichen, da die Änderung oder Er-
gänzung offensichtlich nicht zu einer erstmaligen oder stärkeren Berührung von 
Belangen führt,

b)	den geänderten Entwurf des Bebauungsplanes gemäß § 4a (3) Satz 2 BauGB 
erneut im Internet zu veröffentlichen und Gelegenheit zur Stellungnahme in 
Bezug auf die Änderung oder Ergänzung und ihre möglichen Auswirkungen zu 
geben,

c)	 die Dauer der erneuten Veröffentlichung im Internet gemäß § 4a (3) Satz 3 
BauGB angemessen zu verkürzen,

d)	die Einholung der Stellungnahmen gemäß § 4a (3) Satz 4 BauGB auf die von 
der Änderung oder Ergänzung betroffene Öffentlichkeit sowie die berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zu beschränken, da die 
Grundzüge der Planung nicht berührt werden.

Alfter, den ___.___._____

Der Bürgermeister

Erneute Veröffentlichung im Internet
a1)	Der Veröffentlichungsentwurf zu diesem Plan und seine Begründung wurden 

gemäß § 4a (3) BauGB i.V.m. § 3 (2) BauGB für die Dauer von zwei Wochen/ 
drei Wochen/ eines Monats/ ___________ in der Zeit vom ___.___._____ 
bis zum (einschließlich) ___.___._____ erneut im Internet veröffentlicht und 
zusätzlich  im Rathaus der Gemeinde Alfter zugänglich gemacht.

Ort und Dauer der Veröffentlichung wurden am ___.___._____ und 
___.___._____ortsüblich bekannt gemacht.

b1)	Die Stellungnahmen der von der Änderung oder Ergänzung betroffenen 
Öffentlichkeit wurden gemäß § 4a (3) BauGB mit Benachrichtigung vom 
___.___._____ unter Fristsetzung bis zum (einschließlich) ___.___._____ 
eingeholt.

a2)	Die erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange gem. § 4a (3) BauGB i.V.m. § 4 (2) BauGB wurde aufgrund des Be-
schlusses des Ausschusses für Gemeindeentwicklung der Gemeinde Alfter 
vom ___.___._____ mit elektronischer Benachrichtigung vom ___.___._____ 
unter Fristsetzung bis zum (einschließlich) ___.___._____ durchgeführt.

b2)	Die Stellungnahmen der von der Änderung oder Ergänzung betroffenen Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4a (3) 
BauGB mit Benachrichtigung vom ___.___._____ unter Fristsetzung bis zum 
(einschließlich) ___.___._____ eingeholt.

Alfter, den ___.___._____

Der Bürgermeister

Planbeschluss
Dieser Plan wurde durch den  Rat der Gemeinde Alfter am ___.___._____ als 
Satzung beschlossen.

Alfter, den ___.___._____

Der Bürgermeister

Ausfertigung
Dieser Plan ist Urkundsplan.

Dieser Plan stimmt mit dem Urkundsplan und den darauf verzeichneten Vermer-
ken überein.

Das Bauleitplanverfahren wurde nach den gesetzlichen Bestimmungen durchge-
führt.

Alfter, den ___.___._____

Der Bürgermeister

Bekanntmachung
Der Beschlusses dieses Bebauungsplans wurde gemäß § 10 (3) (BauGB) am 
___.___._____ mit Angabe des Ortes, wo der Plan eingesehen werden kann, 
ortsüblich bekannt gemacht.

Mit dieser Bekanntmachung ist dieser Plan in Kraft getreten.

Alfter, den ___.___._____ 

Der Bürgermeister
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